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schaftsplanung, die sich bislang vor allem um die Sphäre der betrieblichen Produk-
tion und die Aushandlung gesellschaftlicher Konsumbedürfnisse dreht. Modelle für 
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Auf der Suche nach Alternativen zur kapitalistischen Produktionsweise 
und der marktwirtschaftlichen Allokation von Arbeitskraft und Ressour-

cen wird seit einigen Jahren über technische Möglichkeiten einer neuen de-
mokratisch geplanten Ökonomie nachgedacht und die derzeit praktizierten 
Formen kapitalistischer Planung werden analysiert. Ein Ausgangspunkt dieser 
neuen Planungsdebatte (Jones 2020) ist die Erkenntnis, dass Planwirtschaft 
und Kapitalismus nicht in einem Widerspruch zueinander stehen, sondern 
Großkonzerne unternehmensinterne Abläufe sehr wohl planen (Phillips/
Rozworski 2019). Insofern sei die entscheidende Frage »nicht ob, sondern zu 
welchem Zweck geplant wird und in welcher Form dies geschieht« (Daum/
Nuss 2021: 16). Ein Strang der Debatte beschäftigt sich mit alternativen Mo-
dellen möglicher (post-)kapitalistischer Planungsregime (Groos 2021). Die 
Diskussion dreht sich einerseits um Planungskonzepte für die Sphäre der 
betrieblichen Produktion und die Aushandlung gesellschaftlicher (Konsum-)
Bedürfnisse (Saros 2014). Andererseits werden Modelle einer aktiveren und 
planenden Rolle eines kapitalistischen Staates bei der Gestaltung von Märk-
ten und Produktion sowie der Allokation von privaten und öffentlichen In-
vestitionen diskutiert, etwa beim klimagerechten Umbau der Ökonomie 
(Herrmann 2022; Mazzucato 2021). Dagegen wird bislang nicht analysiert, 
wie sich auch die reproduktive Sphäre demokratisch planen ließe, also etwa 
die Versorgungssysteme in den Bereichen der sozialen Infrastrukturen wie 
Gesundheit, Pflege oder Wohnen.

Mit dem Vorschlag der Initiative Deutsche Wohnen & Co. enteignen (DWE), 
große, private Wohnungsunternehmen zu vergesellschaften, wurde in den 
vergangenen Jahren ein neues Modell der Wohnraumversorgung vorgestellt. 
In unserem Artikel untersuchen wir, inwiefern das Vergesellschaftungskon-
zept von DWE Elemente einer demokratischen Planung der Wohnungsver-
sorgung enthält. Damit wollen wir die neue Planungsdebatte einerseits um 
das Feld der sozialen Reproduktion erweitern. Andererseits verbinden wir 
diese Debatte mit der Diskussion um eine Neuorganisation der öffentlichen 
Daseinsvorsorge und der sozialen Infrastruktur (Foundational Economy 2019; 
Hirsch u.a. 2013; Madden 2020). Die wissenschaftliche Auseinandersetzung 
um die Kampagne DWE beschäftigte sich bislang mit der Frage nach der in-
härenten Transformationsstrategie (Stoll 2022) sowie den Möglichkeiten und 
Instrumenten, mit denen die Kampagne versucht, eine möglichst breite ge-
sellschaftliche Basis aufzubauen (Kunkel 2022).

Ausgehend von einer polit-ökonomischen Perspektive auf die Wohn-
raumversorgung analysieren wir zunächst am Beispiel des keynesianischen 
Wohlfahrtsstaates, wie staatliche Eingriffe den widersprüchlichen Charakter 
von Wohnraum zwischen Tauschwert und Gebrauchswert verhandeln. Dabei 
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verstehen wir staatliche Interventionen im Bereich der sozialen Reproduk-
tion als eine Form der Planung. DWE repräsentiert insofern einen Versuch, 
ein neues, radikaldemokratisches Planungsregime als Alternative zum fi-
nanzialisierten Wohnungssektor zu etablieren. In einem Brückenschlag von 
der Vergesellschaftungs- zur Planungsdebatte prüfen wir, wie das Konzept, 
ausgehend von einer Veränderung der Eigentumsverhältnisse für die verge-
sellschafteten Wohnungen, eine bedarfsgerechte Allokation von Wohnraum, 
eine demokratische Planung von Investitionen und eine planvolle, sozial-
ökologische Bewirtschaftung ermöglichen würde. Abschließend diskutieren 
wir, inwiefern das vorgeschlagene Modell der Vergesellschaftung Wohnen 
als soziale Infrastruktur re-organisieren könnte.

Die Rolle staatlicher Planung: Wohnraum zwischen Tauschwert und 
Gebrauchswert

In kapitalistischen Ökonomien ist Wohnraum sowohl Tauschwert als auch 
Gebrauchswert und spielt damit eine widersprüchliche Rolle. Als Tauschwert 
ist der Wohnraum ein zentraler Mechanismus der Kapitalakkumulation. Als 
Gebrauchswert ist dieser hingegen eine unverzichtbare Infrastruktur für die 
soziale Reproduktion (Aalbers/Christophers 2014; Holm 2022). Im Folgenden 
soll dieses widersprüchliche Verhältnis näher beleuchtet und ein Verständ-
nis für die Rolle staatlicher Planung in der Vermittlung zwischen dem Woh-
nen als Gebrauchswert und dem Wohnen als Tauschwert entwickelt werden.

Als Quelle und Ursprung des Mehrwerts ist die lebendige Arbeit die 
grundlegende Ware im kapitalistischen Produktionsprozess. Folglich be-
darf die kapitalistische Produktion der Reproduktion der Arbeitskraft, was 
für marxistisch-feministische Theorien den zentralen Ausgangspunkt ihrer 
kritischen Betrachtungen darstellt (Dück/Hajek 2018). Dem kapitalistischen 
System sind jedoch »sozial-reproduktive Widersprüche« (Fraser 2017)1 inhä-
rent, die daraus resultieren, dass die kapitalistische Reproduktion zwar auf 
die Reproduktion der Arbeitskraft angewiesen ist, aber die Logik kapitalis-
tischer Akkumulation auf maximalen Profit und nicht auf die Befriedigung 
grundlegender menschlicher Bedürfnisse ausgelegt ist (Bhattacharya 2017, 
2019; Ferguson 2017). Die spezifische Form dieser Krisenhaftigkeit ist jedoch 
historisch kontingent und davon abhängig, wie das Verhältnis von Produk-
tion und Reproduktion wohlfahrtsstaatlich reguliert wird.

Dieses widersprüchliche Verhältnis strukturiert ebenfalls die Wohn-
raumversorgung in kapitalistischen Ökonomien (Soederberg 2021: 27). Die 

1 Alle englischsprachigen Zitate wurden von den Autor*innen übersetzt.
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Wohnraumversorgung ist ein »notwendiges Element der gesellschaftlichen 
Reproduktion der Arbeitskraft« (Berry 1981: 3). Sie ist unter anderem ein Ort, 
an dem Reproduktions- und Care-Arbeit stattfinden (Madden 2020; Power/
Mee 2020). Darüber hinaus sind Körper aufgrund ihrer existenziellen Ver-
wundbarkeit abhängig von Infrastrukturen, die »komplex als Umwelt, sozi-
ale Beziehungen und Netzwerke der Unterstützung und des Lebenserhalts 
verstanden werden« (Butler 2018: 133). Deshalb können wir das Wohnen als 
eine notwendige und grundlegende Bedingung, also als Infrastruktur für die 
soziale Reproduktion verstehen (Luke/Kaika 2019). Daher »haben interven-
tionistische Staaten die Bereitstellung von Wohnraum, sei es in Form von 
subventioniertem Eigentum oder in Form von Wohn-Förderungen irgend-
einer Art, häufig zum Bestandteil ihrer Umverteilungsprogramme gemacht« 
(Aalbers/Christophers 2014: 381).

Der keynesianische Wohlfahrtsstaates in der Bundesrepublik zeigt, wie 
der Widerspruch zwischen Wohnraum als Gebrauchswert und Wohnraum als 
Tauschwert verhandelt wurde. Vor dem Hintergrund einer immensen Woh-
nungsknappheit nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs intervenierte der 
Staat massiv in die Wohnraumversorgung. Bis Anfang der 1960er-Jahre wa-
ren die Gewinnmöglichkeiten für die Bewirtschaftung von Altbauten durch 
strikte Mietpreisregulierungen im Rahmen der Wohnungszwangswirtschaft 
beschränkt (Jenkis 1996: 223). Staatliche Regulierung garantierte damit die 
Leistbarkeit der Mieten im Wohnungsbestand und sicherte die Funktion der 
Wohnungen als Infrastruktur zur sozialen Reproduktion. Parallel setzte der 
Staat ab 1950 große Summen an Fördermitteln im Rahmen des Ersten und 
Zweiten Wohnbaugesetzes2 ein, um Investitionen in den Neubau anzureizen. 
Bauherren wurde eine hohe Rentabilität ihrer Kapitalanlage durch zinsver-
günstigte Darlehen, Zuschüsse und Steuererleichterungen gesichert (Ar-
beitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik 1981: 102). Trotz der interventio-
nistischen Rolle des Staates blieb »die kapitalistische Organisationsform des 
Wohnungssektors unangetastet« (ebd.: 113) und die Eingriffe in die markt-
wirtschaftliche Mietpreisgestaltung blieben temporär. Ab 1960 wurde die 
Mietregulierung im Rahmen des Gesetzes für den Abbau der Wohnungszwangs-
wirtschaft und über ein soziales Miet- und Wohnrecht sukzessive zurückgefah-

2 Das Erste und das Zweite Wohnbaugesetz bildeten nach dem Zweiten Weltkrieg in der 
Bundesrepublik die Grundlage für die soziale Wohnraumförderung. Das Erste Wohnungs-
baugesetz von 1950 zielte auf den Bau von 1,8 Millionen öffentlich geförderten Wohnun-
gen bis 1956, wobei darunter sowohl Sozialmietwohnungen als auch Eigenheime fielen. 
Ziel des Zweiten Wohnungsbaugesetzes von 1956 war es, weitere 1,8 Millionen geförderte 
Wohnungen bis 1962 zu errichten, wobei der Fokus der Förderung zunehmend auf dem 
Bau von Eigenheimen und Eigentumswohnungen lag.
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ren, wenn das Wohnungsdefizit in einer Gemeinde weniger als drei Prozent 
betrug (Holm/Schreer 2019: 9).

Wir schlagen vor, diese Form von staatlicher Intervention im Bereich der 
sozialen Reproduktion als eine Form der Planung zu verstehen. Dieses Ver-
ständnis entnehmen wir der operaistischen Kritik am keynesianischen Wohl-
fahrtsstaat, die sich in den Konzepten des »Planstaats« (Negri 2005) und der 
»sozialen Fabrik« (Tronti 2019) widerspiegelt. Beide Konzepte beleuchten die 
Rolle des Staates in der kapitalistischen Planung und zeigen auf, dass sowohl 
Produktion als auch Reproduktion immer in einer Form staatlicher Regulie-
rung und Planung eingebettet sind. Dabei wird argumentiert, dass innerhalb 
der Fabrik das Kapital in Form des Managements plant, um die Produktivität 
lebendiger Arbeit innerhalb des industriellen Arbeitsprozesses zu steigern. Au-
ßerhalb der Fabrik organisieren staatliche Intervention und Regulierung die 
soziale Reproduktion der Arbeitskraft (Negri 1994: 121). Ab Mitte der 1960er-
Jahre geriet das Planungsregime des keynesianischen Wohlfahrtsstaates auf-
grund von Defiziten bei der demokratischen Beteiligung, wegen der Neutrali-
sierung von Sozial- und Klassenkonflikten sowie wegen der »Unwirtlichkeit« 
(Mitscherlich 1965) der neu errichteten Großwohnsiedlungen verstärkt in die 
Kritik. Wie Michael Harloe (1994: 408) betont, lag der Grund für die massiven 
staatlichen Eingriffe bis dato »nicht nur im Vorhandensein großer Wohnungs-
bedarfe […], sondern auch darin, dass diese Bedarfe in Bezug auf die Aufrecht-
erhaltung und Reproduktion der sozialen Systeme, in denen sie auftraten, von 
größerer sozialer, wirtschaftlicher und/oder politischer Bedeutung waren«. 
In diesem Sinne kritisierten marxistische Architekturtheoretiker*innen jener 
Zeit die Bereitstellung von Wohnraum als Teil der keynesianischen Rationa-
lisierung in den Industriestädten der Nachkriegszeit. Der Staat investierte in 
die Reproduktion der Arbeitskraft, um das politische Konfliktpotenzial der 
Arbeiter*innenklasse zu neutralisieren (Tafuri 1976).

Folgt man dieser Analyse, so lässt sich erklären, warum in den 1960er- 
und ab den 1990er-Jahren ein noch tiefgreifender »Paradigmenwechsel« 
(Schönig 2020) hin zu stärker marktorientierten Instrumenten stattfand. Der 
Staat zog sich aus seiner interventionistischen Rolle zurück, sobald sich die 
für das keynesianische Wirtschaftssystem entscheidende Wohnsituation für 
die Mittelschicht und den besser gestellten Teil der Arbeiterklasse verbes-
serte. Als der keynesianische Wohlfahrtsstaat im Rahmen des neoliberalen 
Paradigmenwechsels schlussendlich selbst in die Kritik geriet, überließ er die 
Wohnraumversorgung durch die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützig-
keit, durch Privatisierungen und Deregulierungen zu weiten Teilen privaten 
Marktkräften und leitete die »Transformation von der Wohnungspolitik zur 
Wohnungsmarktpolitik« ein (Egner 2014).



566

Rabea Berfelde • Philipp Möller 

Das technokratische Planungsregime des keynesianischen Wohlfahrtsstaates 
setzte auf einen aktiven und planenden Staat, der mittels Wohnungsbauför-
derung einen sozial regulierten Wohnungsbestand aufbaute. Entscheidungen 
wurden Top-down, von einer kleinen Gruppe bestehend aus Politiker*innen, 
Verwaltung, Architekt*innen und dem Management der beteiligten Unter-
nehmen getroffen. Die fehlende demokratische Kontrolle der gemeinnützi-
gen Wohnungsunternehmen, die ein wesentlicher Träger des sozialen Woh-
nungsbaus waren, begünstigte ihre betriebswirtschaftliche Verselbständi-
gung, bei der sie sich zunehmend von ihren gemeinwirtschaftlichen Zielen 
sowie den Belangen der Bewohner*innen entkoppelten (Krätke 1981: 98f.). 
Im Folgenden diskutieren wir, wie DWE demgegenüber eine radikaldemokra-
tische Planung der Wohnraumversorgung anstrebt, die gemeinwirtschaft-
lich und unter der umfassenden Beteiligung von Mieter*innen funktioniert.

Radikaldemokratische Planung: Deutsche Wohnen & Co. enteignen 
und Wohnen als soziale Infrastruktur

In der gegenwärtigen Planungsdebatte fehlt es noch an einer breiteren Dis-
kussion über Transformationsperspektiven, das heißt an einer Diskussion 
darüber, wie das gegenwärtige politische und rechtliche System von sozia-
len Bewegungen genutzt werden kann, um emanzipatorische Planung sowohl 
in der Produktions- als auch in der Reproduktionssphäre einzufordern. Um 
ihre Forderungen juristisch zu plausibilisieren, stützt sich die Vergesellschaf-
tungskampagne auf Artikel 15 des Grundgesetzes, der besagt, dass »Grund 
und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel […] zum Zwecke der Ver-
gesellschaftung durch ein Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung 
regelt, in Gemeineigentum oder andere Formen der Gemeinwirtschaft über-
führt werden« können. Das Rechtssystem sichert Kapitalakkumulation (Pis-
tor 2020), kann aber auch für progressive Zwecke genutzt werden, wie der 
Bezug der Kampagne auf die Grundgesetznorm zeigt. Die Kampagne stellt 
somit eine Forderung auf, die den Status quo der Eigentumsverhältnisse auf 
dem Berliner Wohnungsmarkt radikal herausfordert. Sie zeigt dabei aber, 
dass diese Forderung juristisch möglich ist – was zentral für ihren Erfolg 
war (Kusiak 2021). Weiterhin hat die Kampagne, um über die Forderung ab-
stimmen zu lassen, den direktdemokratischen Weg eines Volksentscheids 
gewählt. Im September 2021 stimmten 59,1 Prozent der Berliner*innen für 
die Sozialisierung profitorientierter Immobilienkonzerne, die mehr als 3.000 
Wohnungen in Berlin besitzen.

Der Volksentscheid war aber nicht nur aufgrund der konkreten lebens-
weltlichen Forderung und der juristischen Plausibilität erfolgreich, sondern 
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auch, weil er von einer breiten politischen Kampagne gestützt wurde, die 
wiederum auf den langjährigen Kämpfen von Mieter*inneninitiativen gegen 
Deutsche Wohnen & Co. aufbaut. Vor allem seit 2010 erlebt Berlin einen neu-
en Zyklus städtischer sozialer Bewegungen. Dieser ist geprägt von lokalen 
Mieter*inneninitativen, die sich in ihrer Nachbarschaften gegen Mieterhö-
hungen, mangelnde Instandhaltung und den Verkauf von Gebäude an Im-
mobilienspekulanten einsetzen. DWE ist ebenfalls daraus hervorgegangen. 
Die Kampagne war dabei zunächst ein Versuch, die lokalen Initiativen hinter 
der Forderungen einer radikalen Veränderung der Wohnraumversorgung 
durch die Sozialisierung von Immobilienkonzernen zusammenzubringen 
(Berfelde 2019; Strobel 2020). Nach dem erfolgreichen Referendum hat die 
Berliner Landesregierung eine Expert*innenkommission eingesetzt, die die 
Verfassungsmäßigkeit der Vergesellschaftung prüfen und mögliche Wege 
der Umsetzung skizzieren soll. Die Kampagne hat demnach als Transforma-
tionsstrategie eine Kombination aus mehreren Wegen gewählt: Sie bezieht 
sich auf eine Grundgesetznorm, um die juristische Machtbarkeit zu plausibi-
lisieren, sie verwendet das direktdemokratische Element des Volksentscheids 
und knüpft an eine aktivistische Basis an. Die Fallstricke zeigen sich derzeit 
am Umgang mit dem erfolgreichen Volksentscheid durch die Berliner Poli-
tik und wurden von Niklas Stoll (2022: 643) zuletzt so beschrieben: »Wenn 
legale und staatliche Wege erfolgreich beschritten werden, ist das folglich 
kein Garant für eine Transformation und kann auf starke Widerstände der 
etablierten Interessen treffen, deren Vertreter*innen ihren Zugriff auf bü-
rokratische Prozesse und politische Verfahren einsetzen«. Inwiefern diese 
Transformationsstrategie zum einen erfolgreich sein kann und zum ande-
ren als Blaupause für Vergesellschaftungsbewegungen in anderen Sektoren 
funktionieren kann, wird sich zeigen.

Würden die Forderungen der Kampagne per Gesetz umgesetzt, wäre der 
betroffene Wohnraum – bezogen auf den dann sozialisierten Bestand – als 
soziale Infrastruktur institutionalisiert, da die Wohnungen dem Markt ent-
zogen und stattdessen öffentlich bereitgestellt sowie gemeinwirtschaftlich 
und demokratisch bewirtschaftet würden. Insofern schließt der Vorschlag zur 
Vergesellschaftung großer Wohnungsbestände an die Debatte um die Neu-
konzeption einer post-neoliberalen Sozialpolitik an, die eine universelle und 
dem Markt entzogene Bereitstellung von »grundlegenden Leistungen« (The 
Foundational Economy, 2019: 202) beziehungsweise »Sozialer Infrastruktur« 
(Hirsch u.a. 2013) zu einem »Kern eines neuen Sozialstaats« machen will und 
die vorsieht, »soziale Dienstleistungen konsequent auszubauen und für alle 
frei – also auch entgeltfrei – zugänglich zu machen« (Candeias u.a. 2020). Im 
Folgenden werden wir anhand vier qualitativer Kriterien herausarbeiten, 
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inwiefern DWE die Wohnraumversorgung als soziale Infrastruktur gestal-
ten will, und was daraus für ein radikaldemokratisches Planungsmodell im 
Bereich der sozialen Reproduktion zu lernen ist.

Veränderung der Eigentumsverhältnisse

In der neuen Debatte über Planwirtschaft ist oft implizit enthalten, dass 
neue Formen der Produktion – und folglich der Arbeitsbeziehungen – sowie 
eine sozial gerechte Bereitstellung von sozialen Gütern und Dienstleistun-
gen zunächst eine Veränderung der Eigentumsverhältnisse und der Eigen-
tumsstrukturen erfordern. Dafür schlägt die Kampagne vor, dass die Woh-
nungen von privaten Immobilienkonzernen mit einem Besitz von mehr als 
3.000 Wohnungen in Berlin vergesellschaftet und in eine neu zugründende 
Anstalt öffentlichen Rechts (AöR) übertragen werden sollten (DWE 2023: 9). 
Dadurch wäre die langfristige Bewirtschaftung des Wohnungsbestandes als 
öffentliches Gut rechtlich institutionalisiert. Im Gegensatz zu den temporä-
ren Eingriffen in die marktwirtschaftliche Versorgung im keynesianischen 
Planungsregime wären die Dekommodifizierung durch die Übertragung in 
öffentliches Eigentum dauerhaft, da eine Reprivatisierung gesetzlich ausge-
schlossen werden soll.

Mit diesem Vorschlag zur Vergesellschaftung reagiert DWE auf die Ursachen 
der Wohnungskrise in Berlin. Die Spezifika der Wohnungsprivatisierung in 
Berlin haben zu einer starken Kapitalkonzentration auf dem Wohnungsmarkt 
geführt. In Berlin besitzen vermutlich zehn private Wohnungsunternehmen 
mehr als 3.000 Wohnungen. Eine Studie kommt zu dem Schluss, dass nach 
diesem Kriterium ca. 270.000 Wohnungen vergesellschaftet werden könn-
ten (Trautvetter 2022). Die En-bloc-Privatisierung ganzer Unternehmen wie 
der GEHAG oder der GSW Anfang der 2000er-Jahre war der Startschuss für 
die »Finanzialisierung des Wohnens« (Aalbers 2017). In der finanzialisierten 
Bewirtschaftungsform überwiegt also der Tauschwert von Wohnraum ge-
genüber seiner Funktion als Infrastruktur für die soziale Reproduktion, und 
die Profitinteressen von Investor*innen und Aktionär*innen bestimmen die 
Wohnraumbewirtschaftung.

Unter den gegenwärtigen Bedingungen regeln staatliche Regulierung und 
Planung lediglich die Bedingungen, unter denen sich private Akteure auf dem 
Wohnungsmarkt entfalten können. Für eine planvolle Stadtentwicklung und 
eine demokratische Kontrolle über die Wohnraumversorgung ist jedoch die 
Kontrolle über den Boden und damit die Umgestaltung der Eigentumsver-
hältnisse eine notwendige Voraussetzung, gerade weil Boden eine nicht ver-
mehrbare Ressource ist. Um Wohnen als soziale Infrastruktur zu reorgani-
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sieren, ist eine öffentliche Trägerschaft eine wesentliche Voraussetzung, um 
Güter und Dienstleistungen für möglichst breite Schichten der Bevölkerung 
zugänglich und leistbar zu machen sowie von der privaten Kapitalverwer-
tung abzukoppeln.

Allein die Übertragung in öffentliches Eigentum bedeutet jedoch nicht 
zwangsläufig eine vollständige Abkoppelung vom Markt, das zeigt die »Ver-
betriebswirtschaftlichung« (Krätke 1985: 104) vieler existierender landesei-
gener Wohnungsunternehmen, die darauf ausgerichtet sind, Überschüsse zu 
erzielen. Dekommodifizierung ist stattdessen eine Frage politischer Steue-
rung, gesetzlicher und satzungstechnischer Regulierung sowie der Finanzie-
rung. Die politische Steuerung in den vergesellschafteten Beständen würde 
wesentlich durch die Mieter*innen und die Stadtgesellschaft geschehen und 
die gemeinwirtschaftliche Bewirtschaftung wäre gesetzlich festgeschrieben. 
Jedoch macht das Konzept von DWE zur Finanzierung von Investitionen, wie 
etwa in Neubau oder Modernisierung, bislang keine Angaben. Durch eine Fi-
nanzierung über die Aufnahme von privatem Fremdkapital würde sich die 
AöR jedoch in die Abhängigkeit von Kapitalmärkten und Banken begeben 
und müsste Überschüsse erzielen, um Zinsen zu bedienen, Kredite zu tilgen 
und neues Kapital aufzunehmen. Der Zwang, derartige Überschüsse zu er-
wirtschaften, könnte in Widerspruch zu möglichst geringen Mieten geraten. 
Um diese Tendenz zumindest teilweise zu vermeiden, wäre eine überwiegen-
de oder vollständige Finanzierung aus zinslosen öffentlichen Darlehen oder 
aus steuerlichen Haushaltsmitteln anzustreben, wie ihn die AG Linksnetz für 
die soziale Infrastruktur vorschlägt (Hirsch u.a. 2013: 58). Die Frage nach der 
Finanzierung von Investitionen ist auch in der allgemeinen Debatte um de-
mokratische Wirtschaftsplanung eine Leerstelle.

Bedarfsgerechte Wohnraumallokation
Außerhalb gemeinwirtschaftlicher Wohnungsbestände funktioniert die Zu-
teilung von Wohnraum derzeit wesentlich über Marktmechanismen. Stark 
vereinfacht bedeutet das, dass Mieter*innen zunächst in der Lage sein müs-
sen, die aufgerufenen Preise zu zahlen, und dass dann wiederum oft die sol-
ventesten Mieter*innen bei der Wohnraumvergabe ausgewählt werden. Die 
Sozialisierung würde jedoch eine bedarfsgerechte und diskriminierungssen-
sible Zuteilung von Wohnraum ermöglichen. Durch eine weitgehende Re-
gulierung der Wohnungsvergabe stünde der vergesellschaftete Wohnraum 
als Infrastruktur ausschließlich für die soziale Wohnraumversorgung zur 
Verfügung. Die Berechnung der Miethöhen in der AöR würde nicht mehr 
Verwertungskriterien folgen, sondern abhängig vom Einkommen auf einen 
leistbaren Betrag festgesetzt werden. Dafür hat die Kampagne das »Faire 
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Mie tenmodell« entwickelt, wonach die Bruttowarmmiete durchschnittlich 
30 Prozent des Haushaltseinkommens an der Armutsmutsgrenze ausmachen 
soll (DWE 2022: 287f.).3

Um eine diskriminierungssensible Vergabe von Wohnraum zu gewähr-
leisten, schlägt die Kampagne vor, mit einem gewichteten Losverfahren zu 
arbeiten. Mögliche Kriterien zur Gewichtung sind etwa »das Erfahren ras-
sistischer Diskriminierungen, beengte Wohnverhältnisse von Familien, fa-
miliäre oder soziale räumliche Bindung an einen Ortsteil (z. B. Vermeidung 
von Schul-/Kitawechsel, pflegebedürftige Angehörige in der Nähe), Trans-
ferleistungsbezug (Bürgergeld, Grundsicherung, AsylbLG) oder ein geringes 
Einkommen« (DWE 2023: 16). Eine Direktvergabe von Wohnraum an »Härte-
falle […] abseits des Losverfahrens« soll ebenfalls ermöglicht werden (ebd.: 
19). Mögliche Härtefallregelungen könnten zum Beispiel eine drohende Woh-
nungslosigkeit oder ungesunde Wohnverhältnisse umfassen.

Radikaldemokratische Planung
Die Kampagne DWE schlägt vor, die Wohnraumversorgung nicht nur zu de-
kommodifizieren, sondern auch zu demokratisieren. Die Umwandlung des 
Wohnungsbestands in eine AöR würde rechtlich eine radikaldemokratische 
Beteiligung an der Verwaltung ermöglichen. Derzeit sind sowohl die kom-
munalen Wohnungsunternehmen als auch die Immobilienkonzerne privat-
rechtlich organisiert, etwa nach dem Aktiengesetz und dem GmbH-Gesetz, 
die die Mitbestimmung der Mieter*innen rechtlich einschränken (Krätke/
Schmoll 1990). Um eine demokratische Beteiligung an der Verwaltung der 
Häuser, in denen die Mieter*innen unmittelbar leben, aber auch an den Häu-
sern in ihrem Viertel sowie der allgemeinen Verwaltung der AöR zu gewähr-
leisten, schlägt die Kampagne die Einführung einer Rätestruktur vor, die die 
Mitbestimmung von Mieter*innen auf unterschiedlichen Verwaltungsebenen 
sichert. So heißt es im Vorschlag der Kampagne: »An der Basis gibt es die 
Siedlungsräte, darüber die Gebietsräte, die Delegierte in einem Gesamtrat al-
ler Mieter*innen entsenden, der wiederum aus seiner Mitte Vertreter*innen 
zum Verwaltungsrat delegiert, dem höchsten Entscheidungsgremium« der 
AöR (DWE 2023: 29).

Die unterste Ebene der Rätestruktur ist die Siedlungsebene. Ein Siedlungs-
rat sollte maximal 2.000 Mieter*innen vertreten und die Vertreter*innen wä-
ren direkt gewählt. Der Siedlungsrat soll sich mit den unmittelbar lokalen 

3 Solange jedoch keine direkte steuerliche Finanzierung der AöR erfolgt, müssten die Mie-
ten im Verlauf zumindest kostendeckend festgelegt werden, was potenzielle Mietanpas-
sungen an die Entwicklung der laufenden Kosten nicht ausschließen würde.
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Fragen beschäftigen, etwa welche Geschäfte sich im Quartier ansiedeln und 
welche Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen notwendig sind 
(DWE 2020: 30). Die Frage nach Gewerbe, Nahversorgung, Kindergärten, Cafés 
etc. zeigt, dass es bei der Institutionalisierung des Wohnens als soziale Infra-
struktur nicht nur um die einzelnen Wohnungen geht, sondern auch um so-
ziale und infrastrukturelle Netze der Nahversorgung, die das Quartier bietet.

Insgesamt soll es in Berlin 23 Gebietsbeiräte geben. Der Gebietsrat hat 
die explizite Aufgabe, ein Scharnier zwischen der lokalen Ebene (den Sied-
lungsräten) »und dem Gesamtrat zu bilden und so Willensbildungsprozes-
se an der Basis zu aktuellen Entscheidungen zu ermöglichen und dafür Sor-
ge zu tragen, dass sie in den oberen Ebenen Beachtung finden« (DWE 2023: 
31). Der Gesamtrat setzt sich aus Vertreter*innen aller 23 Gebietsräte zu-
sammen und soll somit das aggregierte Interesse aller Mieter*innen der 
AöR vertreten. Ab der Gesamtratsebene wird eine Delegation der Wahl von 
Vertreter*innen vorgezogen. Das soll eine bessere Vertretung der kollekti-
ven Interessen der Mieter*innen gewährleisten. Durch das Delegationsprin-
zip haben die Vertreter*innen die Möglichkeit, die Entscheidungen der von 
ihnen entsandten Ratsmitglieder zu überprüfen. Dadurch wird die Rechen-
schaftspflicht der Vertreter*innen gegenüber den entsendenden Rätestruk-
turen sichergestellt (DWE 2023: 34). Die Rätestruktur soll demnach sicher-
stellen, dass es eine demokratische Deliberation zwischen verschiedenen lo-
kalen Ebenen und einer zentralen Verwaltungsebene gibt. So kann sich ein 
kollektives Interesse der Mieter*innenschaft herausbilden und in die Ver-
waltungsentscheidungen einfließen.

In der rätedemokratischen Verwaltung des Wohnraums, womit diese 
soziale Infrastruktur unter die demokratische Kontrolle der Nutzer*innen 
sowie der Stadtgesellschaft gestellt würde, liegt ein deutlicher Unterschied 
zur technokratischen, Top-down-Planung der Wohnraumversorgung im 
keynesianischen Wohlfahrtsstaat. Vorteil der Top-down-Planung war ihre 
betriebswirtschaftliche Effizienz durch den kleinen Kreis an entscheidenden 
Expert*innen. Die neuen Rätestrukturen müssten hingegen ihre Fähigkeit, 
ein Großunternehmen zu managen, erst unter Beweis stellen. Deshalb be-
dürfte es einer fortlaufenden Evaluation, in welchen Bereichen die Rätestruk-
turen funktionieren, an welchen Stellen es Nachbesserungsbedarfe gibt und 
an welchen Stellen Aufgaben an die Beschäftigten der AöR delegiert werden 
sollten. Zudem bleibt offen, welche sozialen Gruppen überhaupt Kapazitäten 
haben, um sich in den neuen Strukturen zu beteiligen, und inwiefern diese 
die Mieter*innenschaft tatsächlich abbilden. Erfahrungen mit den bereits 
existierenden Mieterräten und -beiräten bei den landeseigenen Wohnungs-
unternehmen in Berlin zeigen, dass sich dort häufig eher Menschen mit höhe-
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rem Bildungsstatus und ohne Migrationsgeschichte beteiligen (Möller 2022).
Im höchsten Gremium, dem Verwaltungsrat, sollen die allgemeinen 

Richtlinien beschlossen werden. Da diese Leitlinien »die gesamte AöR oder 
sogar die Stadtgesellschaft betreffen«, sollen diese »zentralisiert entschie-
den werden« (DWE 2023: 34). Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus 
fünf Sitzen für Delegierte aus dem Gesamtrat, vier Sitzen für Vertreter der 
Beschäftigten der AöR, vier Sitzen für Vertreter der Zivilgesellschaft (etwa 
Mietervereine oder Wohlfahrtsverbände), einem Vertreter der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung und Wohnen und einem Vertreter der Senats-
verwaltung für Finanzen. Der Vorstand der AöR wird vom Verwaltungsrat 
eingesetzt und ist an dessen Weisungen gebunden. Die Vertretung der Inte-
ressen der Berliner Zivilgesellschaft ist notwendig, damit nicht nur die In-
teressen der Bestandsmieter*innen berücksichtigt werden (DWE 2020: 33). 
Warum dieser Interessenausgleich notwendig wird, zeigt sich beispielsweise 
bei der Frage, wie mit Überschüssen umgegangen werden soll: Sollen Über-
schüsse zur Senkung der Mieten der AöR verwendet werden, was vielleicht 
eher im Interesse der Mieterinnen und Mieter wäre, oder sollen sie in Neu-
bauten investiert werden (Hamann/Demirović 2022: 84)? Für die weitere 
Debatte um die radikaldemokratische Planung von Sektoren der sozialen 
Infrastrukturen bedarf es einer Auseinandersetzung über die Frage, in wel-
chen Bereichen umfassende Rätestrukturen möglich und sinnvoll sind, und 
wie ein Wechselspiel aus zentralen und dezentralen Planungsmechanismen 
in anderen Sektoren aussehen könnte.

Sozial-ökologisch nachhaltige Bewirtschaftung der Bestände
Eine nachhaltige Bewirtschaftung von Wohnungsbeständen ist eine zentrale 
Säule einer umfassenderen sozial-ökologischen Transformation, da jährlich 
ca. 30 bis 40 Prozent der emittierten Treibhausgase auf die Nutzung und den 
Bau von Gebäuden anfallen (Coulomb/Walker 2021: 48; Vollmer/Kuhnhenn 
2022: 2). Unter den gegenwärtigen Bedingungen des Wohnungsmarktes ent-
scheidet oft das private Kapital darüber, ob und wann der Gebäudebestand 
ökologisch ertüchtigt wird. Zwischen dem sozialen Bedürfnis nach bezahl-
barem Wohnraum und einer klimafreundlichen Aufwertung des Wohnungs-
bestandes ergibt sich oft ein Widerspruch, weil die Kosten für energetische 
Modernisierungen, die formal auf die Verbesserung des energetischen Stan-
dards von Gebäuden abzielen, auf die Miete umgelegt werden können – nach 
deutschem Recht maximal acht Prozent der für eine Wohnung aufgewendeten 
Modernisierungskosten. Daher wird die ökologische Modernisierung seitens 
der Vermieter oft als Mittel zur Erhöhung der Mieten eingesetzt (Arendt u.a. 
2023; Vollmer/Kuhnhenn 2022: 5). Die Kampagne argumentiert, dass die AöR 
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deshalb die Kosten für die energetische Modernisierung aus ihren Einnah-
men bezahlen und nicht auf die Mieter*innen umlegen sollte (DWE 2023: 23). 
Die Vergesellschaftung ermöglicht also eine planvolle energetische Ertüch-
tigung der Gebäude, bei der soziale und ökologische Fragen nicht mehr auf-
grund von Profitinteressen des Kapitals gegeneinander ausgespielt werden.

Ein weiteres ökologisches Problem ist der gestiegene Pro-Kopf-Verbrauch 
an Wohnraum (Coulomb/Walker 2021: 51). Die Mobilität auf dem Mietwoh-
nungsmarkt ist insofern eingeschränkt, als es aufgrund der aktuellen Woh-
nungskrise generell ein zu geringes Angebot im bezahlbaren Segment gibt 
und bei Neuvermietungen mit deutlich höheren Preisen zu rechnen ist. Die 
AöR leistet hier mit der Mietpreisbindung einen Beitrag zu mehr Mobilität 
und erleichtert den Wohnungstausch (DWE 2023: 25). Langfristig wäre aber 
auch eine Umverteilung von konkretem Wohnraum innerhalb des Wohnungs-
bestandes der AöR denkbar.

Diese Diskussion verweist auch auf eine der zentralen Aufgabe einer ge-
planten Wohnungsversorgung, aber auch einer geplanten gesellschaftlichen 
Produktion und Reproduktion im weiteren Sinne: Die sozial-ökologische 
Transformation macht es notwendig, zwischen individuellen und kollektiven 
Bedürfnissen zu unterscheiden. Es könnte demnach ein individuelles Bedürf-
nis sein, mehr Wohnraum zu nutzen, als es dem Ziel der sozial-ökologisch 
nachhaltigen Bewirtschaftung der Wohnungsbestände nach angemessen 
wäre. Für das, was als angemessen und als Bedürfnis gilt, bedarf es radikal-
demokratischer Aushandlungsstrukturen, die die Herausbildung kollektiver 
Interessen ermöglichen. Planung erfolgt somit nicht Top-down, sondern ist 
ein sozialer und konflikthafter Prozess. Inwiefern in diesen radikaldemo-
kratischer Aushandlungsstrukturen die Setzung von ökologischen Grenzen 
erfolgen kann, ist eine offene Frage, mit der sich die neue Debatte um demo-
kratische Wirtschaftsplanung in Zukunft beschäftigen muss.

Demokratisch planen, um Wohnen als soziale Infrastruktur neu  
zu denken

Das radikaldemokratische Planungsregime verhandelt also den Widerspruch 
zwischen Wohnen als Gebrauchs- und als Tauschwert neu. Auf Basis der öf-
fentlich-rechtlichen Trägerschaft verdrängt es den Markt als Instrument 
zur Bewirtschaftung und Vergabe von Wohnraum sowie den Verwertungs-
druck bei Investitionsentscheidungen und Mietzinsfestlegungen. Anstelle 
von privaten Gewinninteressen tritt die gesellschaftliche Bedarfsorientie-
rung. Deren demokratische Aushandlung unter umfassender Beteiligung der 
Mieter*innen wäre dabei eine wesentliche Neuerung gegenüber dem techno-
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kratischem Planungsregime des keynesianischen Wohlfahrtsstaates. In Rä-
tesystem würden den Bewohner*innen und der Stadtgesellschaft durch die 
Vergesellschaftung umfassende Möglichkeiten zur Mitbestimmung über die 
Verwaltung der Wohnungen und Investitionsentscheidungen der AöR ein-
geräumt. Verstanden als Infrastruktur für die soziale Reproduktion eröffnet 
diese Re-Organisation des Wohnens neue, emanzipatorische Entfaltungsmög-
lichkeiten für die Individuen, etwa indem die an der Leistbarkeit bemessenen 
Mietpreise die existenzielle Not reduziert, einer bezahlten Vollzeitlohnarbeit 
nachzugehen, und damit im Sinne einer Ausweitung sozialer Infrastrukturen 
»Spielraum für Tätigkeiten erweitert, die nicht in Lohnarbeitsform erbracht 
werden (können)« (Hirsch u.a. 2013). Die Vergesellschaftung würde das sozi-
ale Recht auf Wohnen ausbauen. Die vergesellschafteten Wohnungen böten 
als kollektiv nutzbare soziale Infrastrukturen, die die ganze Gesellschaft be-
reichern und den unteilbaren gesellschaftlichen Wohlstand mehren (Streeck 
2019: 19f.), eine Alternative zur individuellen Bereicherung der neoliberalen 
Privatisierung und Finanzialisierung des Gemeinwesens.

Das Mittel des Volksentscheids mit dem Ziel, einen gesellschaftlichen Teil-
bereich privater Kontrolle zu entziehen und als gesellschaftliches Eigentum 
zu reorganisieren, bietet DWE eine mögliche Antwort auf die bislang wenig 
adressierte Frage der Transformationsstrategien in der neuen Planungsde-
batte. Die Fokussierung der Vergesellschaftung auf ein Teilsegment von ca. 
270.000 Wohnungen markiert gleichzeitig die engen Grenzen des Vorschlags. 
Große Teile des Wohnungsmarktes blieben weiterhin marktwirtschaftlich or-
ganisiert. Die AöR wäre eine gemeinwirtschaftliche Insel, umgeben von einem 
kapitalistischen Außen, von dem sie etwa durch die Aufnahme von Krediten 
für Investitionen bei privaten Banken ökonomisch abhängig wäre, solange 
sie nicht vollständig aus öffentlichen Mitteln finanziert würde. Zudem ist 
die Umsetzung des Volksentscheids durch den Berliner Senat weiterhin of-
fen, wobei sich Chancen durch den Regierungswechsel zu einer Koalition aus 
CDU und SPD im April 2023 nicht verbessert haben dürften. Ob das Plebiszit 
also tatsächlich eine Blaupause für eine erfolgreiche Transformationsstra-
tegie in Richtung einer demokratischen geplanten Ökonomie und sozialen 
Infrastruktur ist, wird sich erst noch zeigen.
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